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Pressemitteilung     

 
Familienbund kritisiert Äußerungen des Kanzlers zur Familienentlastung 
 
Angesichts der gestrigen Regierungserklärung von Bundeskanzler Olaf Scholz stellt der 
Familienbund der Katholiken klar: Es ist irreführend, die geplanten fünf Euro 
Kindergelderhöhung, die Anhebung der Steuerfreibeträge und den Verzicht auf 
inflationsbedingte Steuererhöhungen als 300-Euro-Entlastung für Familien zu bezeichnen. 
 
Berlin, den 17. Oktober 2024: „Die Beachtung des verfassungsrechtlichen Verbots 
der Besteuerung des Existenzminimums und der Verzicht auf Steuererhöhungen 
durch kalte Progression sind keine Entlastung für Familien. Die Maßnahmen 
verhindern lediglich eine verfassungswidrige Besteuerung und eine zusätzliche 
steuerliche Belastung für Familien. Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Familien 
steigt in keiner Weise“, erklärt Ulrich Hoffmann, Präsident des Familienbundes der 
Katholiken. Bundeskanzler Olaf Scholz hatte in seiner gestrigen Regierungserklärung 
behauptet, die aktuellen Regierungspläne zur Anhebung der Steuerfreibeträge, zum 
Ausgleich der kalten Progression und zur Erhöhung des Kindergeldes würden eine 
vierköpfige Familie mit Durchschnittsverdienern um 300 Euro entlasten. 
 
„Das Existenzminimum von Kindern und Erwachsenen darf nach der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts wegen der Menschenwürdegarantie 
des Grundgesetzes nicht besteuert werden. Dass die Regierung sich daran hält 
und in der Inflation den Grundfreibetrag und den Kinderfreibetrag anhebt, ist keine 
Wohltat für Familien und sollte auch nicht als solche verkauft werden“, so Ulrich 
Hoffmann. „Auch der Verzicht auf inflationsbedingte Steuererhöhungen durch kalte 
Progression ist nur recht und billig.“ 
 
Mit dem Begriff der kalten Progression wird das Phänomen beschrieben, dass 
Lohnsteigerungen in Höhe der Inflationsrate – ohne Erhöhung der Kaufkraft und der 
steuerlichen Leistungsfähigkeit – zu einer stärkeren Steuerbelastung führen. Will 
man diese impliziten Steuererhöhungen vermeiden, muss der Steuertarif regelmäßig 
an die Inflation angepasst werden. Der Familienbund hält dies für zwingend 
erforderlich. Er setzt sich dafür ein, die kalte Progression durch einen sogenannten 
„Tarif auf Rädern“, d.h. eine automatische Anpassung des Steuertarifs 
entsprechend dem Durchschnitt der Lohnsteigerungen („Tarifindex“) oder 
entsprechend der Inflation („Preisindex“), endgültig zu beseitigen. 
 
Auch die Entlastung durch die geplante Kindergelderhöhung um 5 Euro pro Monat 
ist laut Ulrich Hoffmann sehr begrenzt: „Die geplante Kindergeldanhebung führt bei 
einer vierköpfigen Familie mit zwei Erwachsenen und zwei Kindern zu einer 
maximalen Entlastung von 120 Euro pro Jahr. Da das Kindergeld aber mit der 
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Wirkung des Kinderfreibetrags verrechnet wird, fällt die tatsächliche Entlastung 
für viele Familien sehr viel niedriger aus. Mit Blick auf die starke Inflation der 
letzten Jahre wird das für 2025 geplante Kindergeld in Höhe von 255 Euro 
allenfalls die Kaufkraft des Kindergeldes vor der Pandemie erreichen. Großzügige 
Familienentlastung sieht anders aus.“ 
 

Zum Entwurf eines zweiten Jahressteuergesetzes 2024 hat der Familienbund eine 
Stellungnahme abgegeben. Diese finden sie hier. 

 

 
Ohne Familien ist kein Staat zu machen. 
 
Der Familienbund der Katholiken ist der mitgliederstärkste Familienverband Deutschlands. 
Ihm gehören 26 Diözesan-, 10 Landes- sowie 11 Mitgliedsverbände an. Seit über 70 
Jahren setzt sich der familienpolitische Fachverband für eine familiengerechtere 
Gesellschaft ein. Der Verband versteht sich als „Stimme der Familien“ – als 
Interessenvertretung aller Familien in Gesellschaft, Politik und Kirche. Die 
Rahmenbedingungen für Familien müssen nach Ansicht des Familienbundes so gestaltet 
sein, dass jede Familie – unabhängig von ihrer jeweiligen Ausprägung – bestmöglich 
gelingen kann.   
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https://www.familienbund.org/sites/familienbund.org/public/stellungnahme_des_familienbundes_der_katholiken_-_2._jahressteuergesetz_2024.pdf
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